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 Gemeinde Glarus Nord, CH - 8867 Niederurnen  

   
 An das 

Gemeindeparlament Glarus Nord 
__________________________ 

Datum 
Reg.Nr. 

Abteilung 
Person 
E-Mail 
Direkt 

 

10.09.2014 
 
Geschäftsprüfungskommission 
Gret Menzi 
menzigret@bluewin.ch  
055 614 1107 

Bericht der Geschäftsprüfungskommission GPK zum Amtsbericht der Gemeinde 
Glarus Nord 2013 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin  
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Geschäftsprüfungskommission erstattet dem Parlament Glarus Nord Bericht zum Amtsbericht der 
Gemeinde Glarus Nord 2013 sowie zu aktuellen Themen des Gemeinderates in der folgenden 
Zusammensetzung.  
 
Präsidium: Basil Collenberg (CVP/GLP) bis 30. November 2013 
 Gret Menzi (BDP) ab 1. Dezember 2013 
 
Mitglieder: Hanspeter Hertach (SVP) 
  Peter Gallati (FDP) 
  Gret Menzi (BDP) bis 30. November 2013 (Wechsel ins Präsidium) 
  Patrik Noser (CVP) ab 1. Dezember 2013 
  Ann-Kristin Peterson (SP/Grüne) bis 30. Juni 2014 
  Katia Weibel (SP) seit 1. Juli 2014 
 
Protokoll:  Elsbeth Kundert 
 
Kommission 
Basil Collenberg trat auf den 30. November 2013 aus dem Parlament zurück und damit auch als 
Präsident der Geschäftsprüfungskommission. Als seine Nachfolgerin im Präsidium wurde an der 
Parlamentssitzung vom 21. November 2013 Gret Menzi und Patrik Noser (CVP/GLP) als neues 
Kommissionsmitglied gewählt.   
Die Verantwortlichkeiten für die einzelnen Ressorts wurden an der Sitzung vom 14. Januar 2014 neu 
verteilt:    
Präsidiales/Finanzen:  Gret Menzi 
Bau und Umwelt:  Patrik Noser 
Bildung:  Hanspeter Hertach 
Gesundheit, Jugend und Kultur:  Gret Menzi  
Sicherheit:  Peter Gallati 
Wald und Landwirtschaft:  Peter Gallati 
Liegenschaften: Ann-Kristin Peterson 
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Katia Weibel übernahm ab dem 1. Juli 2014 das Ressort Liegenschaften von Ann-Kristin Peterson. 
 
Sitzungsdaten 
2013 tagte die GPK an den folgenden Daten: 6. März, 27. Juni und 6. November. 
2014 tagte die GPK an den folgenden Daten: 14. Januar, 29. April, 2. Juni, 9. Juli und 2. September. 
 
Die Befragungen zum Amtsbericht 2013 wurden an den folgenden Daten durchgeführt:   
12.08.2014 Ressort Wald und Landwirtschaft: GR Ruedi Menzi & BL Andreas Schärer 
12.08.2014 Ressort Liegenschaften: GR Bruno Gallati & BL Martin Baitella 
14.08.2014 Ressort Sicherheit & APGN: GR Ruedi Schwitter & Martin Bäbler, Feuerwehrkommandant 
26.08.2014 Ressort Bau und Umwelt: GR Hans Leuzinger & BL Jacqueline Thommen 
01.09.2014 Ressort Bildung: GR Roger Schneider & Marie-Helene Stäger, Rektorin 
01.09.2014 Ressort Gesundheit Jugend Kultur: GR Fridolin Elmer, a.GR Marco Kistler & BL Steve Nann 
02.09.2014 Ressort Präsidiales & TBGN: GP Martin Laupper 
 
Vorgehen für die Vorbereitungen der Sitzungen zur Befragung der Ressortleiter 
Gemeinsam erarbeitete die GPK einen Fragenkatalog als Basis für die Besprechungen mit den Ressort- 
und BereichsleiterInnen. Grundlage für die Befragungen waren der Amtsbericht 2013 und die 
Legislaturziele 2010 – 2014.  
 
Informationsquellen 
Für die Beschaffung von Informationen sind die verschiedenen Protokolle von grosser Bedeutung. Diese 
wurden und werden der GPK zur Verfügung gestellt.  
Weiter besuchen die Mitglieder der GPK in regelmässigen Abständen die Ressorts und führen 
Einzelgespräche mit den Ressortleitern und den BereichsleiterInnen. Diese Gespräche werden 
rapportiert und allen Mitgliedern zur Kenntnis gebracht. 
 
 

Eintretensdebatte 
 
Amtsbericht Gemeinde Glarus Nord 2013 
Die Mitglieder der GPK haben den Amtsbericht eingehend gelesen und studiert. Der gut strukturierte 
Bericht kommt gefällig daher und vermittelt einen Teil der grossen Arbeit, die während dem Berichtsjahr 
in den verschiedenen Ressorts und Abteilungen geleistet wurde.  
 
Eintreten auf den Bericht war unbestritten. 
 
 
Detailberatung 
 
Bericht über die Ressorts 
 
Präsidiales 
Das Ressort Präsidiales umfasst einen breiten Themenbereich. Im Bericht der GPK wird nicht auf alle 
Themen eingegangen. Insbesondere die Finanzen wurden nicht gross besprochen, da dies Aufgabe der 
Finanzaufsichtskommission (FAK) ist.  
 
Kanzlei 
Die Geschäftsverwaltung GEVER wurde seit dem Sommer 2013 schrittweise eingeführt und seit 
September arbeitet der Gemeinderat an den Sitzungen mit GEVER. Dies vereinfacht die Arbeit der 
Kanzlei um ein Vielfaches. Die Sitzungsunterlagen müssen nicht mehr kopiert und versendet werden, 
sondern jedes Ratsmitglied kann die Geschäfte abrufen und nach Bedarf und Zeit studieren und 
vorbereiten.  
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Die Online durchgeführte Bevölkerungsumfrage hat eine 80%ige Zufriedenheit der antwortenden 
Bevölkerung ergeben. Auf Grund der Umfrage wurden verschiedene Anpassungen gemacht, wie z.B.  
beim Beginn der Gemeindeversammlung und bei den Schalteröffnungszeiten. Die GPK begrüsst die 
schnelle Umsetzung der Ergebnisse. Weiter ist die GPK der Meinung, dass sollte wieder einmal eine 
Bevölkerungsumfrage gemacht werden, diese auch in Papierform vorliegen müsste. 
 
Gute Noten hat die Einbürgerungskommission von betroffenen Personen erhalten. Die Gespräche fänden 
in einer angenehmen Atmosphäre statt und seien nicht schikanierend. 
Die Einbürgerungskommission ist daran interessiert von den Kandidatinnen und Kandidaten zu erfahren 
wie integriert sie in der Gemeinde sind und was die Motivation ist sich einbürgern zu lassen. Die 
Kommission beurteilt die Gesuche trotzdem sehr kritisch.  
 
Die GPK stellt fest, dass die MitarbeiterInnen auf der Kanzlei ein breitgefächertes Arbeitsgebiet erledigen, 
das sehr umfangreich, aber auch abwechslungsreich ist. Die MitarbeiterInnen machen einen sehr guten 
Job. 
 
Personal 
Die Personalfluktuation betrug im Jahre 2013 4.96% das ist einiges tiefer als im Vorjahr. Dies ist ein 
Hinweis, dass die MitarbeiterInnen ihren Platz innerhalb der Verwaltung gefunden haben und mit den 
Anstellungsbedingungen mehrheitlich zufrieden sind.  
2013 waren 10 Lernende in der Ausbildung. 4 kaufmännische Angestellte und 6 Forstwarte. Dies zeigt 
auf, dass die Gemeinde auch in der Ausbildung von jungen Menschen eine wichtige Rolle spielt.  
Verschiedene Dienstjubiläen konnten im Berichtsjahr gefeiert werden. Die GPK schlägt vor, dass auch 
diese in der Presse erwähnt werden.  
 
Kommunikation – Wirtschaftsförderung 
Nicht vorgeworfen werden kann der Gemeinde, dass sie zu wenig kommuniziert, dies zeigen die Zahlen 
der veröffentlichen Bulletins und Medienmitteilungen. Dazu kommen die Bulletins zu den Gemeinde-
versammlungen und die Aufschaltung aller Parlamentsgeschäfte auf der Webseite der Gemeinde. Dies 
hat auch eine externe Prüfung gezeigt, die bestätigt, dass es kaum eine Gemeinde gibt, die so viel 
kommuniziert. Das Problem liegt vielleicht darin, dass das Modell (Gemeinderat, Parlament und 
Gemeindeversammlung) nicht immer und überall verstanden wird.   
 
Die GPK begrüsst die regelmässigen Besuche bei den Unternehmungen in Glarus Nord. Für die 
Kommission ist es wichtig, dass auch die eingesessenen Betriebe gute Bedingungen haben und nicht nur 
die Ansiedlung von neuen Betrieben gefördert wird.   
 
Die neue Tourismuswebseite der Gemeinde ist sehr schön gestaltet und kommt gut an. Auch die neuen 
Sommer- und Winterprospekte sind sehr gut gelungen und tragen sicher dazu bei, dass die Gemeinde 
besser als Tourismusregion wahrgenommen wird. Bedauerlich ist, dass der Walensee nicht als Einheit 
vermarktet wird, sondern von zwei verschiedenen Tourismusorganisationen (Heidiland Tourismus und  
Glarnerland Tourismus) die auch verschiedene Prospekte herausgeben.  
 
 
Bildung   
In der vergangenen Legislaturperiode sind viele neue Herausforderungen auf das Ressort Bildung 
zugekommen, die auch grossmehrheitlich umgesetzt werden konnten. 
Was sich im Bereich Bildung als wichtige Erkenntnisse herausstellte sind die verschiedenen - zum Teil 
widersprüchlichen - gesetzlichen Grundlagen, was Mehrarbeit und Absprachen unumgänglich machten. 
Interne Abläufe wurden optimiert und an die neuen Strukturen angepasst, so dass heute von einem 
grossen Fortschritt gesprochen werden kann.  
Das neu eingeführte System, die Schule mit Schulleitungen und einem Rektorat zu führen, hat sich als 
die optimalste Lösung herausgestellt. 
Das nötige Personal für die „neue“ Schule wurde zu einem grossen Teil gefunden und trotzdem konnte 
der vorgegebene Kostenrahmen eingehalten werden. 
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Eine weitere Neuerung im Bereich Bildung war die Einführung der Tagesstrukturen, die allesamt auf 
einen Nenner gebracht werden mussten. Die vorliegenden Zahlen der NutzerInnen zeigen ein mehr als 
positives Bild, was jedoch nicht heisst, dass nicht weiter an der Optimierung gearbeitet werden muss. 
Das Ziel, die Eltern mehr an der Schule mitwirken zu lassen, wird in der neuen Amtszeit in Angriff 
genommen. 
Die Informatik, welche im Schulbereich immer bedeutender wird, war auch in den vergangenen Jahren 
ein „Dauerbrenner“ und erforderte einigen zeitlichen Aufwand von den betreuenden Lehrpersonen. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sich der Bereich Bildung nach wie vor im stetigen 
Wandel befindet. Dies bedeutet, dass  die kommenden Herausforderungen von allen Beteiligten weiterhin 
mit grossem Engagement in Angriff genommen werden müssen. 
 
 
Bau und Umwelt 
Wie bereits 2012 stellte die Ortsplanung (GRIP) und die hohe Anzahl von Baugesuchen und 
Überbauungsplänen eine grosse Herausforderung für das Ressort dar, insbesondere auch wegen 
fehlender Rechtssicherheit. Grundsätzlich kann aber festgestellt werden, dass die dafür notwendige 
Fachkompetenz vorhanden ist und das Ressort über mehrheitlich gut ausgearbeitete Grundlagen und 
Strukturen verfügt. 
 
Die erwünschte Effizienz bei der Bearbeitung von Gesuchen, Beschwerden und Rekursen wird leider 
durch Versäumnisse bei Kanton und Bund getrübt. Die GPK sähe insbesondere beim kantonalen 
Departement enormes Verbesserungspotential bezüglich Bearbeitungszeit, was auch bei den 
regelmässig stattfindenden Sitzungen besprochen wird, jedoch kaum Wirkung zeigt. Weitere 
Verzögerungen ergeben sich durch ungenügend ausgearbeitete Unterlagen der Gesuchsteller. All dies 
sind Gründe, weshalb das Ressort bei der Bevölkerungsumfrage relativ schlechte Resultate erreichte. 
Die Umsetzung des Lärmsanierungsprojektes ist ebenfalls beim Kanton hängig. Eine Vernehmlassung 
habe zwar stattgefunden, seither herrscht aber wieder Funkstille. Man rechnet mit einer kantonalen 
Kostenbeteiligung von 40% an den Sanierungskosten bei Gebäuden an der Kantonsstrasse. 
Andererseits wurde beim Bau der Marenco-Halle das Ressort vom Kanton auf eine rasche Umsetzung 
gedrängt, so dass die regulären Prozesse nicht eingehalten werden konnten. 
Als weiteres Beispiel zu den Abhängigkeiten von Kanton und Bund ist für die kommende Verabschiedung 
des GRIP zu bemerken, dass der kantonale Richtplan immer noch zur Prüfung beim Bund liegt und ein 
Entscheid nicht vor 2015 erwartet werden darf. Die Ressortleitung erwartet jedoch keine 
Überraschungen, da sie bei dessen Erstellung beteiligt war. 
 
Bei der amtlichen Vermessung ist die Gemeinde Glarus Nord auf gutem Wege. Wahrscheinlich werden 
bis Ende 2014 alle Dörfer nach AV93 erfasst sein. Die im Amtsbericht erwähnte Unterhalts- und Investi-
tionsstrategie soll Ende 2014 dem Parlament als Projekt vorgelegt werden, wobei zuerst grundlegende 
IST-Daten gesammelt werden müssen, was einem „Bottom-Up-Vorgehen“ entspricht. Dabei ist sicher zu 
überlegen, ob diese Vorgehensweise zum gewünschten Ziel führen wird. 
 
Die Einführung der Software CMIAXIOMA, die eigentlich eine Geschäftsverwaltungs- und keine 
Bauverwaltungssoftware ist, machte einige Anpassungen notwendig und brachte verschiedene Probleme 
mit sich, was zu einem internen Mehraufwand von ca. 270 Std. führte. Über die effektiven Mehrkosten 
Dritter konnte das Ressort keine Auskunft geben. Das Modul sei nun brauchbar, die damit verbundenen 
Tätigkeiten seien jedoch zeitintensiver, da das Modul mehr eine Geschäftsverwaltung unterstütze als 
eine Bauverwaltung.  
 
Die wichtigsten Optimierungen im Bereich Tiefbau/Unterhaltsdienst betrafen den Fahrzeugpark, die 
Schnittstelle Fachstelle Abwasser/Wasser sowie die Organisation des Winterdienstes. 
 
Der Mehraufwand für die Datenharmonisierung und Zusammenführung der Daten wurden durch fehlende 
resp. unterschiedliche Schnittstellen und Datenformate durch unterschiedliche Ingenieurbüros begründet. 
Ebenfalls waren nicht alle vorhanden Daten auf den gleichen Grundlagen aufgebaut. 
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Durch laufende Verbesserungen im Leitungssystem und dem Einbau von Wasseruhren konnte der 
tägliche Wasserverbrauch schon in den ehemaligen Gemeinden von 800 Liter/Person auf 350 Liter 
gesenkt werden. Leider gibt es weiterhin Lecks und Frischwassereinbrüche, welche sehr schwierig zu 
finden sind. Zudem soll bei kommenden Sanierungen das Meteor- und Abwasser strikte getrennt werden. 
 
Leider wurde das Beratungsangebot für Energiefragen und Gebäudesanierungen kaum benutzt, da 
relativ hohe Kosten anfallen. Hierbei muss sich die Gemeinde überlegen, das Angebot aktiv zu 
unterstützen oder es komplett Dritten zu überlassen. 
 
Als Ausblick erhofft sich die Ressortleitung, dass man sich nach dem Abschluss der Arbeiten beim GRIP 
und der Nutzungsplanung, wieder vermehrt dem Tagesgeschäft und weiterer wichtigen anstehenden 
Themen wie GWP, Verkehrskonzept, Hochwasserschutz, Flugplatz und Entsorgungskonzept widmen 
kann. 
 
 

Wald und Landwirtschaft 
Grundsätzlich scheint dieses Ressort sehr gut geführt zu sein und relativ reibungslos zu funktionieren. 
Die selber gesetzten Legislaturziele wurden, mit Ausnahme der Umsetzung einer optimaleren 
Betriebsorganisation, erreicht. Durch die Verweigerung des Kredites für einen neuen Werkhof an der 
Gemeindeversammlung konnte die angestrebte Effizienz nicht erreicht werden. Um mit solchen 
Investitionen die Gemeinde nicht allzu sehr zu belasten wurde der Forstreservefonds geschaffen. Dieser 
ist zum Zeitpunkt dieses Berichtes mit über 3,5 Mio. dotiert und kann nur zweckgebunden geschmälert 
werden. 
 
Nach der genauen Definition des Dienstleistungsangebotes wurde der Stückholzverkauf (Cheminée- und 
Brennholz) ausgelagert. Das neue Konzept hat sich bereits etabliert und funktioniert zur Zufriedenheit 
des Ressorts und der Bevölkerung. 
 
Im Amtsbericht fallen einzelne Aufwands- und Ertragsposten durch  extreme Abweichungen zum Vorjahr 
auf. Das hängt damit zusammen, dass je nach zu bewirtschaftendem Gebiet der Hiebsatz und damit der 
Aufwand (z.B. Seilwinden, Helikopter usw.) und die Erträge (u.a. Beiträge durch Bund und Kanton) sehr 
stark voneinander abweichen.  
 
Generell wird mittel- bis längerfristig mit einer steigenden Ertragslage bzw. tieferen Aufwendungen und 
Investitionen gerechnet. Dies vor allem weil die notwendigen Forsterschliessungsstrassen in absehbarer 
Zeit erstellt sein werden. 
 
Um die personelle Situation im Griff zu haben, werden permanent ca. 6 Lehrlinge ausgebildet. Auch 
bestehendes Personal wird immer wieder weitergebildet. Die Fluktuation ist erstaunlich gering. Das ist 
sicher zu einem wesentlichen Teil auf die für die Branche guten Anstellungsbedingungen und im 
Vergleich zu privaten Betrieben moderaten Arbeitszeiten zurückzuführen. Der Gemeindebetrieb arbeitet 
maximal 45 Stunden pro Woche. 
 
Nach dem negativen Entscheid der Gemeindeversammlung zum Kredit von rund 5 Mio. für die drei 
Alpkäsereien im Oberseetal (je ca. 50% für die Käsereien und die Sanierungen der Alphütten und Ställe) 
wurden die notwendigen Arbeiten an den Alpgebäuden durch Mitarbeiter des Forstes, unterstützt durch 
den Zivilschutz, ausgeführt. Diverse Vorinvestitionen und der Planungsaufwand für dieses Projekt sind 
denn auch verantwortlich für die Verdoppelung des Aufwandes für die Alpwirtschaft (Kto. 50003). 
 
Für Missmut in der Bevölkerung sorgten teilweise chaotische Zustände im Wald nach Holzschlägen und 
vor allem die „Polizeiarbeit“ im Zusammenhang mit den nötigen Fahrbewilligungen für Alp- und 
Waldstrassen. Diese undankbaren Aufgaben hängen aber mit dem durch Kanton und Bund erteilten 
Leistungsauftrag an den Forst zusammen. 
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Liegenschaften 
Im Jahr 2013 hat sich vieles eingespielt und konsolidiert. Die Anstellung des Bereichsleiters per 1.1.2013 
und die starke Integration des Ressorts bei der Aufstockung des Schulhauses Bühl sind dabei die 
wichtigsten Eckpfeiler. Die Anstellungssituation des Bereichsleiters wird per 2015 definitiv geregelt 
(aktuell im Mandat zu 80%, zu nicht höheren Kosten als bei einer Festanstellung), und die starke 
Integration des Ressorts bei Bauvorhaben der Gemeinde hat sich bewährt und ist nach Meinung des 
Ressortleiters bei künftigen Projekten beizubehalten.  
 
Es fiel der GPK auf, dass im Amtsbericht verschiedene Legislaturziele per Mitte 2014 zur Erledigung 
angekündigt sind. Die Nachfrage ergab, dass das Ressort in allen Bereichen mit leichter Verspätung auf 
Kurs ist. Für die definitive Erledigung hängt vieles vom Projekt „Standorte und Projekte“ ab, das erst 
Anfang 2014 gestartet werden konnte. Ende 2014 wird die Projektarbeit abgeschlossen sein (wird dem 
Parlament vorgelegt).  So ist z.B. die Software Facility-Management sehr direkt abhängig vom Projekt 
„Standorte und Objekte“. Mögliche Programme sind jedoch evaluiert und ein Entscheid steht kurz bevor. 
Ab September sollen die Daten eingespeist werden können. Es wird eine, zu vernünftigen Kosten, 
webbasierte Mietlösung angestrebt. Glarus hoch3 wurde in den Auswahlprozess nicht miteinbezogen, die 
Daten des Grundbuchamtes können eingelesen werden. 
 
Nachgefragt hat die GPK, wie das Verhältnis zu den Schrebergärtnern in Oberurnen im Zusammenhang 
mit dem notwendigen Umzug wahrgenommen wird. Laut Ressortleiter hat sich die Situation beruhigt, 
zumal der Umzug um ein Jahr verschoben wurde. Die Gemeinde unterstützt die Schrebergärtner beim 
Umzug und am neuen Standort beim Polendenkmal werden gleich viele Plätze zur Verfügung stehen wie 
bisher. 
 
Ebenfalls zu einer Nachfrage führte die Bemerkung im Amtsbericht, dass die Platzverhältnisse im Hort 
Näfels eher knapp sind. Eine Lösung dieser Frage hängt laut Ressortleiter ebenfalls mit dem Projekt 
„Standorte und Objekte“ zusammen. Es ist durchaus möglich, dass aufgrund der Bevölkerungs-
entwicklung das Schulhaus „Dorf“ ausreichen würde, wenn alle Klassenräume als solche genutzt werden 
können. Dann müsste für den Hort eine Lösung ausserhalb des Schulhauses gesucht werden. 
 
Im Budget 2013 war für die Erneuerung der Beleuchtung der Turnhalle Mühlehorn CHF 80‘000.00 
eingestellt. Die Erneuerung wurde nicht realisiert, ist nun aber für 2015 geplant und im Budget erfasst. 
Geplant ist eine energieeffiziente Anlage auf LED-Basis.  
 
Die Belegung der Räume durch Dritte hat sich unterdessen gut eingespielt. Die leichte Zunahme kann 
bewältigt werden und man geht davon aus, dass sich die externen Belegungen auf dem aktuellen Niveau 
einpendeln. Die Objekte werden von den Nutzern in der Regel auch gut behandelt.   
  
Unbedingt im Auge zu behalten ist nach Meinung der GPK der auflaufende Investitionsstau. Die 
Gemeinde besitzt Immobilien und Liegenschaften im Wert von rund CHF 150 Mio. Pro Jahr müssten zur 
Werterhaltung Investitionen von 1.5 % getätigt werden, was ca. CHF 2 Mio. entspricht. Da aber zurzeit 
nur rund CHF 1 Mio. zur Verfügung steht wurden die Investitionen auf das Nötigste heruntergefahren. Da 
die Gebäude in gutem Zustand sind, ist dies momentan kein Problem, kann aber nicht unbeschränkt so 
weiter gehen! 
 
Ausblick: Für die Gesamtstrategie des Ressorts hängt viel vom Projekt „Standorte und Projekte“ ab: 
Welche Liegenschaften werden dringend gebraucht? Welchen Reserveraum-Bestand braucht es? 
Ausserdem muss in den nächsten Jahren weiterer Schulraum für Näfels und Mollis zur Verfügung gestellt 
werden. Ein weiteres zu bearbeitendes Thema ist, wie zukünftig Boden abgegeben werden soll 
(Baurecht, Miete etc.). Zurzeit werden rund 200 Liegenschaften im Mietverhältnis behandelt. Es muss 
überlegt werden, ob dies nicht besser im Baurecht geschehen würde. Diese Angelegenheit wurde aber 
vorerst zurückgestellt, da sie nicht so dringend ist.  
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Gesundheit Jugend und Kultur 
Gesundheit 
Mit Besorgnis nimmt die GPK davon Kenntnis, dass der Kanton immer mehr Aufgaben auf Stufe 
Gemeinde übertragen möchte, dies auch im Gesundheitswesen. Die verschiedenen Sparmassnahmen 
verlagern nur die Kosten vom Kanton zu den Gemeinden.  
 
Ein immer wiederkehrendes Thema bei der Prävention ist die Bekämpfung von Kopfläusen. Dieser 
Erscheinung wird in nächster Zeit mehr Beachtung geschenkt.  
  
Die Anpassung der Leistungsvereinbarung, die auf Ende des Jahres 2013 vorgesehen war, wurde mit 
dem Einverständnis der Spitex, um 1 Jahr verschoben. Es ist nun geplant, die Leistungsvereinbarung auf 
den 01.01.2015 zu überarbeiten.  
 
Das Altersleitbild wird bis Ende 2014 als Gesundheitsleitbild erarbeitet. 
 
Jugend   
Das Jugendleitbild wurde erarbeitet und vom Gemeinderat genehmigt. Ein ausführlicher Jahresbericht 
der Jugendarbeiterin liegt vor. 
Der Erfolgt der Jugendarbeit lässt sich nicht nachweisen. Es kann nicht bewiesen werden, was für Kosten 
auf die öffentliche Hand zukommen würde, wenn keine Jugendarbeit angeboten würde. Das 
Jugendleitbild schreibt vor, wie viele Stellenprozente pro Einwohner vorhanden sein müssten. Dies zeigt 
auf, dass in Glarus Nord die Stellenprozente um 80% erhöht werden müssten.  
Schon seit zwei Jahren gibt es Projekte zu den Themen Gewalt- und Alkoholprävention. Diese werden 
vor allem auch in den Schulhäusern angeboten.  
 
Kultur 
Das Pflichtenheft für die Kulturkommission liegt vor und bildet zusammen mit dem Leitbild die Grundlage 
für die Arbeit der Kulturkommission. Die Mitglieder der Kommission wurden vom Gemeinderat gewählt 
und sie wird sich in nächster Zeit zu einer ersten Sitzung treffen.  
 
Marco Kistler, als zurückgetretener Ressortleiter zieht eine positive Bilanz für das Ressort. Beim Start 
gab es sehr viele Baustellen, für die der Ablauf etabliert werden musste. Aus seiner Sicht ist dies an den 
meisten Orten gelungen. Das Ressort ist sehr unstrukturiert gestartet. Es ist jedoch gelungen, das 
Ressort zu strukturieren. Die Arbeit und die Geschäfte sind immer noch vielfältig, was es auch spannend 
macht. 
 
 

Sicherheit 
Wie schon im letzten Kommentar zum Amtsbericht erwähnt, umfasst das Ressort Sicherheit das 
Polizeiwesen, die Feuerwehren, die Zivilschutzorganisation, das Schiesswesen sowie den 
Gemeindeführungsstab. 
 
Nach wie vor werden die Bereiche Polizei, Zivilschutz, Feuerwehr und das Schiesswesen durch 
Gesetzgebung übergeordneter Instanzen wie Kanton und zum Teil Bund geregelt und werden 
grösstenteils auch durch diese finanziert.  
 
Zu den Organisationen der Polizei und des Zivilschutzes hat die Gemeinde praktisch kein 
Mitspracherecht. Einzig für die Infrastruktur und teilweise für die Organisation der Feuerwehren ist die 
Gemeinde verantwortlich. Die GPK konnte bei der Befragung der Verantwortlichen, insbesondere des 
Ressortleiters und des FW-Kommandanten den Eindruck gewinnen, dass die Feuerwehren der 
Gemeinde sehr gut geführt werden und nach der Sanierung/Erweiterung der Stützpunkte Mollis und 
Niederurnen auch über geeignete Infrastrukturen verfügen. Die Kompetenz des Kaders und soweit 
beurteilbar auch der Truppe, scheint hoch zu sein. Verschiedene aktive feuerwehrleistende attestieren 
auch einen gesunden Teamgeist.  
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Die Legislaturziele konnten gemäss Ressortleiter erreicht werden. Geeignete Übungsplätze werden 
durch die rege Bautätigkeit immer rarer. Die Verantwortlichen sind permanent auf der Suche nach einem 
Ersatz für den Platz auf dem Zschokke-Areal. Ein weiteres, allerdings überregionales Problem, stellt nach 
wie vor die Rekrutierung des Nachwuchses dar. Diesbezüglich werden auf überregionaler Ebene 
Konzepte erarbeitet, um den Feuerwehrdienst in verschiedener Hinsicht attraktiver zu gestalten.  
 
Im Bereich Schiesswesen beschäftigt das Ressort hauptsächlich die Sanierung der Altlasten in den 
Zielhängen. Die nötigen Massnahmen dazu wurden aber eingeleitet und die Arbeiten sollen demnächst 
an die Hand genommen werden. 
 
Leider ist im Amtsbericht zum Gemeindeführungsstab nichts zu erfahren. Auf der Webseite von Glarus 
Nord findet der Interessierte ausser der Verantwortlichkeit von GP Martin Laupper und dem „Merkblatt bei 
Wasseralarm“ keine weiteren Informationen! Im Gespräch bestätigte Martin Laupper, dass die vor-
geschriebenen Übungen in den letzten Jahren, in Absprache mit dem Kanton, nicht stattfanden, dass 
aber verschiedene Mitglieder des Stabes gezielt und permanent weitergebildet wurden. 
 
 

TBGN  
Der Jahresbericht und die Jahresrechnung der Technischen Betriebe Glarus Nord 2013 wurden an der 
Parlamentssitzung vom 22. Mai 2014 genehmigt.    
 
 

APGN 
Die Ausführungen im Amtsbericht zu den APGN sind ziemlich knapp gehalten. Für 2014 wird ein 
ausführlicherer und ansprechenderer Bericht – ähnlich TBGN – in Auftrag gegeben. So sollen z.B. 
Erklärungen eingefügt werden, wie sich die  Kosten genau zusammensetzen, und was davon wer zahlt. 
Zurzeit kostet ein Tag rund CHF 150.00. Der Bewohner selber bezahlt pro Monat höchstens einen Betrag 
von CHF 5‘000.00.  
 
Die juristischen Angelegenheiten mit dem Kanton konnten 2013 definitiv erledigt werden. VRP Ruedi 
Schwitter äussert sich enttäuscht darüber, dass ausgerechnet das Departement, das die Gemeindefusion 
umsetzte, am meisten Schwierigkeiten gemacht hat. Auch die Auseinandersetzung um die Bauschäden 
im Zusammenhang mit der Sanierung des Alters- und Pflegeheimes Niederurnen konnten erledigt 
werden. Hier wurde eine Lösung mit der Versicherung und dem Architekturbüro gefunden.  
 
Seit 1.1.2013 sind die Rechnungen der einzelnen Häuser zusammengefügt und die Verwaltung 
zentralisiert. Dies und die Verabschiedung von Eigentümerstrategie und Leistungsvereinbarung waren 
wichtige Meilensteine des „Zusammenwachsens“. In der Rechnung werden Rückstände von CHF 
215‘000.00 ausgewiesen, diese erwachsen aus rund 8 – 10 Fällen. Vierteljährlich wird ein Statusbericht 
der einzelnen Fälle erstellt und nötigenfalls Massnahmen eingeleitet. 
 
Auf Nachfrage der GPK zur Zukunft des Hauses Rauti Näfels legt Ruedi Schwitter dar, dass der 
Verwaltungsrat Ende 2014 oder Anfang 2015 über das weitere Vorgehen entscheiden wird. Bis dann 
liegen Gebäudestrategie und Machbarkeitsstudien vor. Bis Mitte 2015 sollte bekannt sein, wie das neue 
Projekt aussehen wird. Arbeitsbeginn ist voraussichtlich 2016. 
 
Ruedi Schwitter wird Ende Juni 2016 als Verwaltungsratspräsident zurücktreten. Noch 2014 soll ein 
geeigneter Nachfolger gesucht, in den VR gewählt und 2015 eingeführt werden. Damit wäre dann die 
Kontinuität sichergestellt.  
 
Über die letzten Jahre ist eine Zunahme der Fluktuation bei den BewohnerInnen festzustellen. Dies ist 
vor allem darauf zurückzuführen, dass diese je länger je mehr mit höherem Alter ins Heim kommen und 
somit der Aufenthalt tendenziell kürzer wird. Aus demselben Grund braucht es heute mehr Pflegezimmer 
als klassische Altersheimzimmer. Der Verwaltungsaufwand bei Ferienaufenthalten ist nicht zu ver-



 

 
Seite 9/9 

nachlässigen. Daher wird zukünftig geplant, auch bei diesen Aufenthalten eine Verwaltungspauschale zu 
verrechnen. 
 
Der Jahresbericht und die Jahresrechnung der Alters- und Pflegeheime Glarus Nord 2013 wurden an der 
Parlamentssitzung vom 22. Mai 2014 genehmigt.    
 
 
Allgemeines 
Informatik 
Die GPK stellt fest, dass in den Ressorts verschiedene Informatiklösungen und Programme eingekauft 
und in Anwendung sind. Die Kommission wird sich in nächster Zeit dieser Thematik annehmen und 
versuchen sich einen Überblick über die verschiedensten Angebote zu verschaffen.  
 
Die GPK dankt allen Beteiligten für die offenen Gespräche und die konstruktive Zusammenarbeit.  
  
 

Die GPK beantragt dem Parlament:  
 
1. auf den Amtsbericht Glarus Nord 2013 einzutreten. 
  
2. den Amtsbericht Glarus Nord 2013 und den vorliegenden Bericht der GPK zu genehmigen. 
 
 
Namens der parlamentarischen GPK 
 
Die Präsidentin 
 
 
 
 
 
Gret Menzi 
 
 


